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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das
Amt der niederösterreichischen Landesregierung
Landhausplatz 1

3109 St. Pölten
per E-Mail: 
post.f3@noel.gv.at
Wien, am 22. November 2016
Betrifft:
F3-A-104/045-2015
NÖ Antidiskriminierungsgesetz 2017 (NÖ ADG 2017), Begutachtung;  Stellungnahme
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung des vorliegenden Entwurfes des NÖ Antidiskriminierungsgesetzes 2017 und nimmt dazu wie folgt Stellung:

I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes oder der §§ 7a bis 7q des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. 
Darüber hinaus führt der Behindertenanwalt im Rahmen des § 13c Bundesbehinder​tengesetz Untersuchungen durch und gibt Empfehlungen und Berichte zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung ab.
II. Teilhabe von Menschen mit Behinderungen

Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention im Jahre 2008 hat sich Österreich zur umfassenden Inklusion von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen bekannt.
Die Umsetzung dieses Ziels erfolgt gem. Artikel 4 der Konvention insbesondere auch durch gesetzgeberische Maßnahmen.

In diesem Zusammenhang begrüßt der Behindertenanwalt ausdrücklich den vorliegenden Entwurf des niederösterreichischen Antidiskriminierungsgesetzes und insbesondere die darin vorgesehene umfassende Anhebung des Diskriminierungsschutzes für alle geschützten Merkmale sowie die Implementierung eines Schlichtungsverfahrens.
Im Zusammenhang mit der Beurteilung von Barrieren und dem Abbau derselben regt der Behindertenanwalt  nachfolgende Anpassungen an.
III. Anregungen und Empfehlungen des Behindertenanwalts
a.) Anregungen zu den §§ 3, 5 und 8 des vorliegenden Entwurfes

Zu § 3 Abs. 3 (Diskriminierungsverbot)
Bei der Beurteilung des Vorliegens von Barrieren soll ebenfalls geprüft werden, ob auf den gegenständlichen Fall anwendbare Rechtsvorschriften zur Barrierefreiheit existieren und ob bzw. inwieweit diese eingehalten wurden.

Der Behindertenanwalt regt in diesem Zusammenhang überdies an, allfällig zutreffende Rechtsvorschriften zur Barrierefreiheit – wie zum Beispiel die NÖ-Bauordnung – auf mögliche Widersprüche in Bezug auf die UN-Behindertenrechtskonvention zu prüfen und ggf. im Sinne des Art. 4 Abs. 1 lit. b der Konvention anzupassen.

Zu § 5 Abs. 1 (Angemessene Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen)
Der vorliegende Entwurf sieht eine sukzessive Beseitigung von Zugangsbarrieren im Geltungsbereich des Gesetzes vor.

Der Behindertenanwalt empfiehlt in diesem Zusammenhang, die gegenständliche Formulierung „nach und nach“ durch konkrete Anforderungen, beispielsweise die Erstellung von Etappenplänen zu operationalisieren.

Zu § 8 Abs. 1 (Schadenersatz aufgrund verbotener Diskriminierung)

Der vorliegende Entwurf sieht im Falle einer Diskriminierung ausschließlich geldwerten Schadenersatz vor.

Der Behindertenanwalt regt in diesem Zusammenhang an, der Empfehlung des Monitoringausschusses auf einen positiven Rechtsanspruch zu folgen und einen Beseitigungs- bzw. Unterlassungsanspruch zu verankern.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
2

[image: image1.png]